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LEGAL UPDATE ÖFFENTLICHES RECHT / ENERGIERECHT 
Köln, 24.01.2023 

Privilegierung von Solarparks an Autobahnen 
und Schienenwegen – ein Überblick über den 
neuen § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB 

Niklas Fietz 

Am 11. Januar 2023 ist das Gesetz zur soforti-
gen Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht 
in Kraft getreten (BGBl 2023 I Nr. 6). Erst durch 
Beschlussempfehlung des zuständigen Bun-
destagsausschusses wurde eine Ergänzung 
des § 35 Abs. 1 BauGB in das Gesetz aufge-
nommen (vgl. BT-Drs. 20/4704). Diese sieht 
eine Aufnahme solcher Solarparks in die Liste 
der privilegierten Vorhaben des § 35 Abs. 1 
BauGB vor, die sich auf einer Fläche längs von 
Autobahnen oder zweigleisigen Schienenwe-
gen des übergeordneten Netzes nach § 2b AEG 
und in einer Entfernung zu diesen von bis zu 
200 m befinden.  

Diese Neuregelung stellt eine partielle Abkehr 
von dem bisherigen langatmigen Bebauungs-
planaufstellungsverfahren dar und hat das Po-
tential, die öffentlich-rechtliche Baureifmachung 
von Solarparks erheblich zu beschleunigen. 

Verfahrensbeschleunigung bis zur Ge-
nehmigungserteilung  

Bisher war für die öffentlich-rechtliche Realisie-
rung aller Solarparks im Außenbereich die Auf-
stellung eines Bebauungsplans erforderlich. 

Diese Aufstellung dauerte aufgrund der notwen-
digen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
mitunter sehr lange. Zudem musste auf die po-
litischen Mehrheitsverhältnisse im jeweiligen 
Gemeinderat Rücksicht genommen werden. 
Rechtlicher Hintergrund für das Erfordernis ei-
nes Bebauungsplans war, dass sich die Zuläs-
sigkeit von Solarparks im Außenbereich ohne 
Bebauungsplan bisher nur nach § 35 Abs. 2 
BauGB richtete. Dies führte im Ergebnis oftmals 
dazu, dass Solarparks ohne Aufstellung eines 
Bebauungsplans im Außenbereich unzulässig 
waren. 

Nunmehr hat der Gesetzgeber zumindest Solar-
parks längs von Autobahnen und Schienenwe-
gen als privilegierte Vorhaben in § 35 Abs. 1 
BauGB aufgenommen. Damit sind Solarparks 
an diesen Standorten grundsätzlich baupla-
nungsrechtlich zulässig, wenn keine öffentli-
chen Belange entgegenstehen (hierzu unten). 

Dies führt dazu, dass im Regelfall kein Bebau-
ungsplan mehr zur Herbeiführung der Geneh-
migungsfähigkeit dieser Solarparks erforder-
lich ist. Nun können grundsätzlich unmittelbar 
Baugenehmigungen beantragt werden. 
Dadurch entfällt ein wesentlicher Zeit- und Kos-
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tenfaktor bis zur Erreichung der öffentlich-recht-
lichen Zulässigkeit des Solarparks. Je nach Ein-
zelfall ist es nun möglich und aus Zeit- und Kos-
tengründen ggf. empfehlenswert, ein bereits 
eingeleitetes Bebauungsplanverfahren für So-
larparks längs von Autobahnen und Schienen-
wegen einzustellen und direkt einen Bauantrag 
einzureichen. Zudem ist die Realisierung eines 
Solarparks längs von Autobahnen und Schie-
nen nicht mehr von der Zustimmung des Ge-
meinderates abhängig; die Projektträger haben 
nunmehr bei Vorliegen aller Voraussetzungen 
einen Anspruch auf Erteilung der Baugenehmi-
gung. 

Mögliche entgegenstehende Belange 

Allerdings führt die Privilegierung von Solar-
parks nicht zwangsläufig zu einer Genehmi-
gungsfähigkeit. Vielmehr müssen weitere öf-
fentliche Belange im jeweiligen Einzelfall be-
rücksichtigt werden und können der Zulässig-
keit des Solarparks im Einzelfall entgegenste-
hen. 

So dürften die Gebiete längs der Autobahnen 
und Schienenwege in bestehenden Flächen-
nutzungsplänen (FNP) der Gemeinden regel-
mäßig als landwirtschaftliche Flächen ausge-
wiesen werden. Darstellungen in FNP können 
nach der Rechtsprechung aber nur dann privile-
gierten Vorhaben entgegengehalten werden, 
wenn diese Darstellungen qualifizierte Stand-
ortzuweisungen treffen. Dies ist bei landwirt-
schaftlichen Flächen in aller Regel nicht der 
Fall, weshalb Darstellungen in FNP den Solar-
parks an Autobahnen und bestimmten Schienen 
nicht entgegengehalten werden können. 

Daneben dürfen nach § 9 FStrG Hochbauten – 
zu denen die Solarparks zählen – innerhalb ei-
ner Anbauverbotszone von 40 m längs von Au-

tobahnen nicht errichtet werden. Damit verrin-
gert sich im Grundsatz die privilegierte Fläche 
längs von Autobahnen von 200 m auf 160 m, 
wobei ggf. eine Ausnahme von diesem Verbot 
erteilt werden kann. Für Anlagen in einer Ent-
fernung bis zu 100 m Entfernung von der Auto-
bahn ist die Zustimmung des Fernstraßen-Bun-
desamtes einzuholen. 

Daneben ist Natur- und Artenschutzrecht wei-
terhin einzuhalten. Da es sich bei großflächigen 
Solarparks zudem ggf. um raumbedeutsame 
Vorhaben handelt, ist daneben zu ermitteln, ob 
die Solarparks Zielen der Raumordnung wi-
dersprechen.  

Aufgrund solcher Belange können gute Gründe 
dafürsprechen, zur Erhöhung der Rechtssicher-
heit nach wie vor ein Bebauungsplanverfahren 
durchzuführen. Deshalb ist vor Einreichung des 
Bauantrags und Aufgabe des Bebauungsplan-
verfahrens eine Abstimmung mit der Bauauf-
sichtsbehörde zu empfehlen. 

Fazit 

Durch die Aufnahme von Solarparks in einer 
Entfernung von 200 m längs von Autobahnen 
und bestimmten Schienenwegen hat der Ge-
setzgeber eine neue Möglichkeit zur Beschleu-
nigung der öffentlich-rechtlichen Baureifma-
chung eingeführt. Das zeitaufwendige Bebau-
ungsplanaufstellungsverfahren ist nun für diese 
Flächen im Regelfall nicht mehr erforderlich. Je 
nach Einzelfall können bereits laufende Aufstel-
lungsverfahren eingestellt und direkt Bauge-
nehmigungsanträge eingereicht werden.  

Allerdings sollte diese Entscheidung nicht vor-
schnell getroffen werden und bedarf einer Ein-
schätzung des jeweiligen Einzelfalls, da mög-
licherweise andere Belange wie das Raumord-
nungsrecht der Errichtung des Solarparks ent-
gegenstehen können. 
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Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Niklas Fietz unter +49 221 33660-724 oder nfietz@goerg.de 
an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 
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